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5 Jahre
Wiedervereinigung:

Sozialer Kahlschlug, Nationalismus
und Repression
Die öffeutliche Stimmungstnache kam nicht darüber hin'
wegtäuschen: Die kapitalistische Wiedervereinigung 1990
war für die breite Masse dcr Elevölkerung - ob im Osten oder
Wcsten - Ausgangspunkt eincr rasanten Verschlechterung
ihrcr sozialcn und politischen Situation. Im Osten bedeute-
te die dc fakto widersandslos erfolgte Abwicklung des bü-
rokmtisch deformiertcn Arbcitcrstaates DDR den Verlust
cincs garantierten Arhitsplatzes bav. einer auskömm.lichen
Reirte, das Ende einer soliden Gesundheitsversorgung, eines
umfassenden Bildungssystems, preiswerten Wohnraums für
allc und dic Schlic8ung von Kindergärten. Soziales Elend
wic Obdachlosigkeit und Hunger - rnau rnuß darau erin-
nern - kannte die DDR, irn Untenchied zur BRD, nicht.
Zwar hatte die parasitäre stalinistische Bürokratie die nicht-
kapitalistisch organisierte Wirtschatt der DDR als cineu
Sclbstbedienungsladcn angesehen. Dic Bornicrtheit und der
Konscrvatismus der SED, die politische Unte rdrückung, das
Ausschalten der Arbeiterdemokratic hatte zudem <tie DDR-
Wirtschaft in die Sackgasse ge führt. Es wurde irnmer drittg-
licher, diesc Bürokratenkaste durch eine proletarischc
politische Revolution zu stürzen. Aber, be i aller grundsätz-
lichen Opposition gegenüber den Bürokraten: der Kapitalis-

mus sollte in der DDR nicht wieder eingetAbrt werden, die

erfolgte Enteignung der Kapitalisten auf ostdeutschem

Boden mußte verteidigtwerden. Kampf der knpüolistischen

Konterrevolut ion - F tir Arbe üera ktionen zur V er te idigung

der DDR waren 1989/1990 zentrale Forderungen des revo-

lutionären, trotzkistischen Programms. Denn - das war vor-

ausscbbar - sollte die "Anschlußpolitik" an die BRD durch-

kommen,
"würden die Werktätigen in der DDR ihre hisrorisclenEr'
rungenschaftenverlieren: nämlich die durch die entschädi-
gungslose Entei gnung der Kapi ta I istenkl asse erst möglich
gewordene soziale Abcicherung aller. ... Auch tür die t-ohn'
abhängigen in der BRD wird die kapitalistische Wiederver-

einigung schart 'e Angrif fe auf die soziale Lage und
politischen Rechte zur Folge haben, denn die Einführung
des Kapitalismus in der DDII unddie geplante ökonomische
Unterjochung der Völker des Ostens kann die Bourgmisie
nicht ohne die weitere Auspressung der westdeutschen Ar'
beiterklasse finanzieren. Die Zunahme der im Westen schon
existierenden Massenarbeitslosigkeit um Millionen in der
DDR wird den Druck auf das BRD-Proletariat erhöhen"
(Bulletin 2, Mai 1990).

Mit dieser Prognose hatten wir leider Recht!

Srse*
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Die heutige Misere im Osten

Währcnd dic breitc Masse schwcigt und sich nirgendwo e in
Organ findet, das massenwirksam die oftmals verzweifelte
IJgc darstellt, ist dic Stimmung in der Bourgeoisic und in
den wenigen prosperierenden kleinbürgerlichen Schichten
fröhlich. Die liberale Journaille gibt das Wiedervereini-
gungs-Fcsttagsgefiihl dieser ausbcuterischen Minderheit
wieder, wenn sie, wie Der Spiegel, z. B. folgendcrmaßen
kommentiert: nlm Osten viel Neues: Die Einkommen stei-
gen, die Firmcn werden wettbewerbsfähigcr, die Bürger
schöpfen neues Selbstbewußtsein ..." (36/95). Diese Be-
schreibung ist schon mehr als dreist. Finanziell am meisten
profitiert von dcr nWenden haben laut Spregel ... dic Rent-
ncr (!), dcrcn Einkommcn von (durchschnittlich!) 590 DM
auf | 240 DM gestiegcn seicn - offcnsichtlich Einkommen,
die bci den rasant steigcnden Lebenshaltungskosten auch im
Ostcn nicht als Existenzminimum angesehen werden kön-
ncn. In seiner Studie giötder Spiegel darüberhinaus zu, daß
"dic hcute 40-50jährigen dic Verlicrcrgeneration derEinhe it

[sind]" sowie: nDic Fraucn gehören zu den Hauptverlierern
der Einheit Zwei Dritrcl aller ostdeutschen Arbeitslosen
sind weiblich.n Rechnet man weiter ein, daß es für Jugend-
liche nicht genügend Ausbildungsplätze gibt und die Ar-
beitslosigkeit gerade auch in dieser Schicht besonders hoch
ist, dann blciben in der Auflistung des Spiegels wohl v. a.
noch die 2G4ojährigen abhängig Beschäftigten übrig. De-
ren Einkommen kann so üppig abcr nicht sein, denn in über
33Vo det ostdeutschen Unternehmen wird unter Tarifgezahlt
(DM-Wochenbericht Tl -7-8195), wobei bekanntlich die Ta-
riflöhne im Osten ohnehin schon niedriger als im Westen
sind. Die Bundesanstalt fürArbeit weist im August eine of-
fiziclle Aöeitslosenrate von I4,8Vo fur die cx-DDR-Gebiete
aus, wobei z. B. Kurzarbeit, Fortbildung uud Umschulung,
Frühberentung und ABM, 'Hausfrauen-wider- Willen" oder
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statistische'Sozialhilfcempfängern (also solche, dic schon
jahrelang eine Aöcitsstelle suchen) die Zablcn schönen
helfcn. In ländlichen Gebietcn wie Mecklcnburg-Vorpom-
mern muß man offizicll schon ?ßVo fubeitslosigkeit zu-
gebcn" inoffizielle Schätrungen z. B. von Fortbildungsträ-
gern belaufen sich dagegen auf 5U6OVo.

Also Außchwung,'blühende l,andschaftcnn in den Neu-
en Bundesländern? Antwort: Na klar, das Kapital hat allen
Grund zu feiern; endlich steigende Profite bei immcr we-
niger Aöeiterlnnen. Die Masse der ostdeutschen Bevölke-
rung ist allerdings in den letzten 5 Jahren auf der Strecke
geblieben.

Kahls chla g-Offe nsiv e de r H e rrs c h e nde n

Die kapialistische Wiedervereinigung 1990 war für die
deutschc Bourgeoisie die Grundlagc, ihre Angriffe auf die
l,ohnabhängigen, die untercn kleinbürgerlichen als auch die
sub-proletarischen Schichten zu verschärfen. In einer bür-
gerlichen Ofensive, vorgetragen von Unternehmern und
Regicrung unter Einschluß der SPD- und Grünen-nOpposi-
tionn, werdcn wir seitdem rnit irnmcr ne uen Anschlägen auf
den Lrbensstandard bombardiert: nSolidarzuschlagn, Steu-
erhöhungen, drastisches Herunterfahren der staatlichen So-
zialausgabcn, Pfl egeversicherung, Reallohnkürzung_en,
Mieterhöhunge n, Aushöhlung der Flächentarife durch 'Off-

nungsklausclnn, Rationalisienrngsdruck, Vcnlärkung der
Arbeitshctzc durch'Ftexibilisierung", Massenentlassungen
... die Liste ließe sich unbegrenzt tbrtsetzen (s, a, BOL-
scHEwrK3).

Zur Offcnsive gehört auch die Mitte August lancierte Un-
venchämtheit, in den ersten beiden Krankheitswochcn das
Gehalt um 20Vo zu kürzen. Da die Lohnfortzahlung irn
Krankheitsfall in 80Vo der Fälle tariflich geregelt ist,
demnach ein frontaler Angriff auf die Tarifautonomie un-
ternommen werden müßte, scheinen die Damen und Herren
Demokraten aus taktischen Gründen einen solchen Schlag
erst einmal hintenanzustellen. Zwar forderte "Arbeitgeber'-

Präsidcnt Munnann, daß das Thema auf keincn Fall von der
politischcn Tagesordnung verschwinden dürfe. Die Herr-
schenden scheinen sich jedoch türs erste insbesondcre dic
nRcformo dcr Sozial- und Arbeitslosenhilfe vorgenommen
zu haben.

Kapitalfre undliche S c hnitte b ei der
Arbeitslosenhilfe ...

Blüms Anfang Juli bekannt gewordenen Anderuugsvor-
schläge der Arbcitsloscnhilfe orientieren sich an der Urn-
stellung dcr Arbe itslosenhilt'e auf den sogenannten Markt-
wert des Empftingers. Berechnungsgrundlage für die Ar-
beitsamtslcistungeu soll nicht mchr wie bisher das leEte
Nettoeinkommcn sein, sondern die aktuelle "Verwerlbar-

keit" auf dcm Arbe itsmarkr Es versteht sich von selbst. daß
mit zunehmender Länge der Arbeitslosigkeit die Aöeitslo-
senhilfc abnimmt. Darüberhinaus sollcn Ersparnisse und
das Einkommen Venvandter stärker als bishcr angercchnet
werden; hmiliäre Abhängigkeiten und die Verschärfung
staatlicher Kontrolle werden die Folge sein. Insgesarnt soll
der Arbeitszwang erhöht werdcn. Wer etwa schlecht bezahl-
te Saisonarbeit (2. B. als Erntehelt'er) verweigerl, dcm
drohen nach Blüms Ennvurf drastische adrninistrative Maß-
nahmen: zunächst Küranng und dann Streichung der Ar-
beislosenhilfe tür rnindestcns zwölf Wochen. Nimmt der
Arbeitsuchende jedoch die schlechtbezahltc Arbeit an und
wird später wieder gekündigt, landet er auch so bei der be-
absichtigten rcduzierten Arbeitslosenhilt'e, da diese sich ja
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nach dem (geringeren) Einkommcn richtet. Ziel dcs Vorha-
bens ist 1) die Kassen des Bundes für andere Aufgabcn (wie
Unternehmenssubventionen oder Polizei-und Bundcswehr-
aufrüstung) zu entlasten, 2) das vorhandene, bisber stark be-
rufsgebundene Reservoir von Arbeitskräften zu flcxibili-
sicren, 3) hngzeitarbeitslose, die bisher faktiscb kcinen
Konkurrerzdruck mehr auf ihre bisberige Lohn- und Be-
rufsgruppc ausgeübt haben, als zusäElichc (überqualifizicr-
te) Konkurrenten in geringer qualifizierte und bczahlte
Bereiche umzuleiten, um so insgesamt den Wert dcr Ware
Arbeißkraft zu senken, 4) die kapiulistiscbe Arbeits- und
Lristungsmoral wieder in den Vordergrund zu stellcn. Klar-
text Blüm: Ohne Senkung der Arbeitslosenhilfe gebe cs
keinen Anreiz, eine neue Arbeit mit niedrigerer Bezablung
aufzunehmen (jW,n.A7.95). Und wie niedrig diese Bezab-
lung werden kann, wird klar, wenn man sicb vorAugen hält,
daß derzeit nur 2.3Va mehr als 1 000 DM Arbeitslosenhilfe
monatlich erbalten (eben&t\,

Im Windschatten der geschilderten Vorschläge versucht
sich Blüm laut DGEVize Engelcn-Kefer auch erneut am
Arbeitslosengeld (Berliner Zeitung, 11.07.95). Künftig
sollen Arbeitslose bereits nacb einem halben Jahr für jede
Tätigkeit verrninelt werden können, wenn der l,ohn der
Höhe dcs bishcrigen Aöeitslosengeldcs cntspricht Das
heißt nicht nur, daß z. B. ein Facbarbciter gezwungen
werden kann, in der Stellung eines Ungelemten für einen
Teil seines alten Einkommens zu arbeiten. Vielmehr kann
sich fiir ihn bei erneuter Arbcitslosigkeit die Spirale nach
dem gleichen Prinzip noch weiter nach unten drehen. Ziel
der Verschärfung sowohl derArbeitslosengeld- als auch der
Arbeitslosenbilferegelung ist deren drastiscbe zeitliche Be-
fristung und, angesichts eines stetig wachsenden Arbcitslo-
senheeres, die möglichst schnclle Abschiebung in die So-
zialhilfe.

... drastische Kürzungen der Sozialhilfe

Bisher galt zumindest in der Theorie , daß der Zweck der So-
zialhilfe in der Sicherung eines halbwegs menschenwürdi-
gen Existenzminimums bestehe (Bedarfsdeckung). Doch
jeta entdecken Politiker wie Seehofer mit einem Mal, daß
man von der Sozialhilfe (Faustrcgel: 560 DM plus Miete)
angeblich in Saus und Braus lebcn könne. Seehofer beab-
sicbtigt die Einführung eincs 15 Toigen Abstands der Sozial-
hilfe zu unteren l,ohngruppen, was eine pauschale l5Voige
Kürzung der Sozialhilfe zur Folge haben wird. Da sich die
Festsetzung des 'Existenzrninimumsn an der Sozialhilfe
orientiert, verdient der Staat gleich zweimal. Er spart an der
Sozialhilfe und zugleich fiillt das steuerfreie Existcnzmini-
mum niedriger aus. Darüber hinaus bedient es die Unterneh-
mer mit derAussicht auf weitere Lohnkürzungen. Dcnn - so
die "Bundesvereinigung Deutscher Arbeitgeber" 1993 - das
Sozialhilfeniveau wirke wie ein künstlich hochgcbaltener
Mindestlohn (jW, n.A7 .95).

Hauptziel der Seebofer-Pläne ist die sog. 'Förderung der
Arbeitsaufnahme' : Die Einstellung derjenigen, die länger
als ein halbes Jahr Sozialhilfe beziehen, soll durch dieT-ah-
lung von Lohnkosten- und Einarbeitungszuschüssen vom
Sozialaml an den Untemehmcr gefördert werden. Dadurch
wird Billiglohnarbeit staatlich unters$el und aus Sozialbil-
fegeldern werden Unternehmenssubventionen. Desweite-
ren isl die Uberlassung der Sozialhilfeempfänger zur l-cih-
arbeit geplant. Saisonaöeiten wie Ernteeinsätze gelten als
zumutbar, ihre Ablehnung soll künfiig verstärkt bestraft
werden. Bei Ablehnungmup die Sozialhilfe zunäcbstum e in
Viertel gekürzt werden; danach kann sie völlig gestrichen
werden. Die gleichen Sanktionen gelten auch bei Ableh-



nung der sog.'Arbeitsgelegenheiten",
d. h. der 1993 eingeführten suatlichen
Zwangsdienste (2. B. Parkreinigung) fiir
zwei bis drci Mark pro Stunde zusäulich
zur Sozialhilfe (vgl. ebenda wd Berliner
Zeitung,29.03.95). So entsteht cin Billig-
lohnaöeismarkl" dcr Druck auf die ge-
samle Lohnstruktur und die Arbeitsbe-
dingungen (Arbeitsrecht, -zeiten, -sicher'

heit" -tempo, -zeiten) ausübt. Auf diese Afl
sollen alle von der Arbeiterbewegung
mühsam erkämpftcn Ausbeutungshemm-
nisse weitcr zurückgedrängt werden.

Das dringend benötigte Kindergeld soll
übrigens voll mit der Sozialhilfe venecb-
net werden. Dies trifü Alleinerziehende - meisl Frauen - be-
sonders hart. Ihnen bleibt dann oft gar keine andere Wahl,
als während der Schulzeit ihrcr Kinder schlcchtbezahlte, un-
geschüEte und oft auch ungesunde Tcilzeitjobs anzuneb'
men. Gleichzeitig stebt die Regierung eine Küranng der
Soziallcistungen für Flächtlinge um 20Vo an,w so 1,3 Mil-
liarden cinsparen zu können (iW,28.07.95). Seehofer hat
darüberhinaus ein'Ausländcrleistungsgesetzn 

nzur Neure-
gelung der Sozialhilfe für Nicht-Deutscheo in den Bundes-
tag cingcbracbt, das analog zum "Asylbcwerberleistungs-

gesetzn auch für Bürgerkriegsflüchtlinge und sog' "gcdulde'

le Ausländer'nur nocb Versorgung in Sacbleistungen, d. h.
unter anderem Gutschcine für festgelegte Waren und Ge-
schäfte sowie einc stark eingeschränktc medizinische Ver-
sorgung voniebt (Diesc von Seehofer angestrebte ras-
sisrische Regelung wird bereits heutc rcchtswidrig in vielen
Bundesländern praktiziert - allen voran in den von der SPD
regicrten Bundcsländern Brandenburg und Thüringen.)

Militante Gegenwehr ist nötiger dennie

Nach Scbäzung der Kirchen leben in Deutschland derzeit
bercits sieben Millioncn Menschen an oder unter der Ar-
mutsgrenze (B erliner Zeil.un g, 30.03.95 ). Die beabsichtig-
ten Schlägc gcgen ndie Armsten dcr Armenn trcffcn ins-
besondere die sozialcn Gruppen, die übcr keinerlci Lobby,
kcine eigenen Kampforganisationen vcrfügen' Speziell übcr
die Einführung des Arbeilszwangs ("zareiter Arbeilsmarkl')
soll die Position der lohnabhängig Beschäftigten mittelbar
weiter geschwächt wcrden. Nicht nur, daß große Lohnun-
terschiede den Aufbau eincr gemeinsamen Widerstands'
front erschwcren. Eine Reseneannee aus verzrveifclten und
erbineficn, schlechtbezahlten A6eiterlnnen könnrc für die
Kapitalisten wichtige Streikbrecberdienste leisten. Das Feld
für immer schärferc Angriffe auf die Arbeiterklasse wird so
bestellr

Es ist daber im Sinne aktiver Solidarilät notwendig, daß
gegen diesen kapitalistiscben Rundumscblag die kämpferi-
sche Einhcit zur Verteidigung allcr Unlerdrückten unter der
Fübrung dcr Arbeiteöewegung hergestcllt wird. Mit der
ganzen sozialen Macht der Lohnabhängigen müssen sich
insbcsondcre dic Gewerkschaften frir dic Rechte der Er-
werbslosen einsetzen. Die Reduzierung der Arbeiszeü,
böftige Lolnerhölungen bci gleichzeitigcr Integration dcr
Arbeitslosen in das Bcrufsslcbcn sind z. B. Fordemngen, die
den Kampf gegen die Spaltung in Lohnempfiingcr und Ar-
beitslose vorantreiben. Einsr ellung erwerbs loser F rauenbei
glcichen Lohn für gleicle Arbeir, der quantitative und qua-
litativc Ausbau gesellscbaftlicher Einrichtungen und
Dienstleisongen zur Aufhebung der Hausarbeit, die Mög-
lichkeit der beruflichen Ausbildung für Frauen auch in so-
genannten nMännerberufen" sind ebenfalls Forderungen,

die Bestandteil einer anti-kapitalistiscben Gegenoffensive
sein müßten. Gegen die Macht der Bourgeoisie kann das
Proletariat nur gemeinsam, auf internationalistischer und
anti-rassistiscber Grundlage erfolgreich sein. Die Mobilisie -

rung der Gewerkschaftsbasis für volle staatsbürgerliche
Reihte der hier lebenden Immigrantlnnen, die Wiederher'
stellung des Asylrechts würden helfen, auch diese Schich-
ten an die Seitc der Arbeiterinnen und Arbeiter zu führen'
Solche o. ä. ökonomische und politische Forderungen, die
sich aus den konkreten Angriffen der Kapitalistcn ergeben'
müssen in einem Programm zusammengefaßt werden, das

die Vcrbindung aviscben den notwendigen Abwehrkämp-
fen und dern Kampf für eine Arbeitenegierung, basierend
auf der entschädigungslosen Enteignung der Kapitalßten-
Hasse, herstellt.

Der soziale Terror des Kapitals droht in dcn kommenden
Jahren. Millionen Menschen mitten im rcichsten Land der
Erde in Amut zu stürzen. Angesichts dieses bürgerlichen
Generalangriffs füllr DGB-Chef Scbulte jedoch nichts Bes-
seres cin, als, lt. Iagesspiegel, zusammen mit SPD-Chef
Scharping in einem Positionspapier nUmbau und Erneue-
rungen des Sozialstaates ohne systemverändcrnde Demon-
tage" eirzuklagen und sich dabei u. a. um die 'Senkung der

Lohnnebenkostenn. n Kosten dcs Sozialsta ates i und darüber
wie Arbeit 'flexibler zu organisiercnn sei, Sorgen zu machen
(Isp, 13.05.95). tm Gegensav z\ solc.ben Anbiederungen
an das Kapital ist es notwendig, in breiten Mobilisierungen
der Arbeiterklasse die sozialen Emrngenscbaften ohne
wenn und aber zu vcrteidigen. Dies erfordert die völlige Un-
abhängigkeit der G ewer l<schaft en von Staat und Kapital und
die Herausbildung konsequenter, klassenkämpferischer
Führungen. Die jetzige Gewerkschaftsführung betreibt da-
gegen das Geschäft des Kapitals. Doch die Gewcrkschaften
gehören den Arbeiterlnnen. Im Kampf gegen die bürgerli-
che Offensive müssen sie sich zunächst auch und vor allem
ihr e igenes Haus zurückerobern und die Gewerkschaftcn de -

mokratisieren. Aufuubauende klassenkämpferische, auf die
konsequente Durchsetzung der Interessen der l,ohnabhän-
gigen ausgericbtete Gewerkschafszusammenschlüsse der
Basis können in diesem Sinne einen antibürokratischen Pol
bilden.

Der Abri$ des "Sozialstaates" ...

ln BOLSCHEWIK 7 haben wir den internationalen Vor-
marsch des deutschen Imperialismus analysiert Das direkte
militärische Eingreifen der BRD in Bosnien unters[eicht
den Willen der deutschen Bourgeoisie, bei der internationa-
len (Neu-)Aufteilung und Verteidigung der Interessens-
spbären ein gewichtiges Wort mitzusprechen. Für diese
außenpolitischen Herrschaftsambitionen muß die Bevölke-
rung in Deutschland auf Linie gebracht werden.



Ein wescntlicher Grund fiir die bürgcrliche Offensive im
Innern ist die Verscbärfung des internationalcn Konkuncnz-
kampfes. Auf diesen reagieren die deutschen Kapitalisten
einerseits mit Produlrionsauslagerungen. Andererseits, da
die Aöeitsproduktivität in Dcutschland in vielen Bcreichen
hoch bleibt, wcrdcn die Arbciterlnncn mit der Kampagne
für den 'Standort Deutschlandn, also nit ciner Offensivc für
die Senkung der Produktionskostcn im lnland, konfrontiert
Das deutschc lkpiat h8t, cntgegen des offiziellen Crcjam-
mers, rccht nschnell und flexibel" auf die ncuc Weltlagc rea-
gierr Ebermann und Trampert ist hier wohl einmal zuzu-
stimmcn, wcnn sie feststellen:

nDiverse Strukhrrveränderungen in der Arbeitsorganisation,
Arbeitszeitverkürzung ohne l-ohnaugleich bei gleichzeiti-
ger Arbeisrardictrtung, Aulagerung ron Arbeisstufen in
mittelständisdte und dienstleistende Scktorcn, Arbeitsüber-
tragungen auf unversiclrerte Honorararbeitslaäfte, Verle-
gung arbeitsintensiver Produllion in den neu erschlossenen
euroSischen Osten und verlängerte Maschinenlauft,eiten
haben große Einsparungen gebncht ... Die am Sandort
Deutschland produzierlen Warcn zählen bei gleichbleibend
hober Qualität zu den preisgünstipten auf dem Welmarkt.
Soweit die Tatsactren ... Viel deutsche Hast hat ihre Ursache
darin, daß das Kapital fürchtet, strategisch ins Hintettreffen
zu gersten, wenn es die gänstige Gelegenheit vesäumt, die
ihm die bcrrsciende Stimmung und die aktuelle l.-age bie-
ten' (konkret3l95).

'Nicbt Klcckcrn, sondcrn Klolzen': Die Unternehmer wol-
len jaa den großcn Umbau; sic wollcn kcine Scnkung dcs
sozialstaatlichcn Niveaus auf Raten, sondern einen großcn
Schnitt, den unwiderruflbhen Bruch mit dem Sozialstaat.
Beim Kampf un die vordercn Plätzc auf dem Wcltmarkt
geht es scbließlich - aucb nach bar. vor der nächsten Kon-
junkturkrisc - um die WunB und dicscwill das Kapital ganz
und nicht mchr scheibchenweise serviert bckommen. 'Wir

müssen die Krise jetzt nulzen, denn jetzt sind
die Menschen reif ... Wir wollen und müssen
erstklassig bleiben" und dazu "die gcsamte Ge-
sellschaft entschlacken', so dcr Untcrnchmcr-
führer Necker (zit. n. konbet 9P3). Der Kitt
des 'Sozialst&ates', der die BRD mit unbe-
streilbarcm Erfolg für die Herrschenden jalr-
zehntelang zusammenhielt, ist den Untcnreh-
mern in Anbetracht der härtcr werdcndcn in-
ternationalcn Konkurrenz zu teuer und nach
dem konterrevolutionären Sicg über dic dcfor-
mierten Arbciterstaaren im Ostcn, spezicll die
DDR, überfl üssig. Die Herren der'NATO-Ak-
tiengesellschaftn wollen nun allerorten die Kal-
te-Kriegs-Rendite einfahrcn - aucb die zu spät
gekommenen Deutschen, dic Vcrlicrer des
IL Weltkrieges.

Die Politik des Bruchs mit dern "Sozialstaatn

stellt aber aucb zunehmend die "Sozialpartner-

schaftn in Frage. "Sozialpartnerschaft' bedeu-
tel nlnteressensausglcich' zwiscben Untemeh-
mern und lnhnabhängigen - zugunsten der Ka-
pitalisten, dic dcn Lohnabhängigen einen ge-
ringen Anteil dcs kapitalistischcn Kuchens
übcrlassen. Mittlerin dicscs Deals war die so-
zialdemokratischc Arbcitcrbürokratic. Das
"Elend des Reformismuso (Irotzki)wird insbe-
sondere dann offensichtlich, wenu die Kapita-
listen nichts mehr zugesteben wollen und die
Bürokraten von ihrcm Verrat an den Arbeiter-
inlercssen auch nicht mit noch so kleinen AI-
mosen ablenkcn können.'Sozialpar$erschaff "

in Deutschland reduziert sich so zunehmend

auf die Einbindung derGewerkschaften in dic Offcnsive dcr
Unternehmcr. Am Ende dieser Talfahrt steht dann, wie z. B.
indcn USA, cine politisch und moralisch völlig diskreditier-
te Gewerkschafabewegung, deren politische Bedeutung ge-
gen Null tcndierte.

... und das Entfachen des deutschen
Nationalismus

Aberwo in zunchmendem MaBe gelitten wird, wird die Ein-
trichterung nhöherern Werte umso notwendigcr. Um den
Widerstand möglichst gering zu halten und sich die Loyali-
tät der Untertanen zu sicbern, seEen die Herrschenden der
"ncuenn BRD verstärkt auf die Bildung ernes nationali-
stiscllez Konsenses mit der Bevölkerung. Programmatisch
schreibt Altbundeskandcr und Zeit-Henusgeber Helmut
Schmidt in seinem 1993 enchiencnen Buch Handeln fiir
Dewschlard, im gleichen Sinnc wie Kohl odcr Schäuble,
und ohnc ein Blatt zuviel vor den Mund zu nchmcn:

nWeil es in der alten (!) Bundesrepublik an einer nationalen
Identität als Recbtfertigung (!) des Staates gefehlt habe, sei
das wichtigste Element der Legitimation des Staates sein
Charakter als Sozialstaat geworden, und dies bedeute, daß
die staasbürgerlicüe L,oyalität ebhängig sei vom Awmaß,
in dem der Staat die sozialpolitisc.bn Erwartungen einlöst,
so bat Kurt Biedenkopf kürzlich gesagt. Wenn dies die
ganze Wahrheit wäre (was Biedenkopf keineswegs behaup
tet hat), müßten wir schr besorgt sein, denn auf abeehbare
Zukunfl werden manche sozialpolitische Erwartungen nicht
einglöst werden könncn ... Suialpolitische Wunscherfül-
lung allein kann auf die Dauer keinen Staat legitimieren ...
Nicht nurdie Delinition unseres Staat€s als Rechts- und Ver-
fassungsgemeinschaft greift zu kurz, sondem ebenso die
Annahme, es bandelc sictr um cinc böheren l,cbensstandard
garantierende Institution. Es ist vielmehr das Bewußtsein
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